
(In Anwendung von Titel V des Vertrags über die Europäische Union erlassene Rechtsakte)

GEMEINSAME AKTION 2004/552/GASP DES RATES

vom 12. Juli 2004

betreffend die Gesichtspunkte des Betriebs des europäischen Satellitennavigationssystems, die die
Sicherheit der Europäischen Union berühren

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere
auf Artikel 14,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 1321/2004 des Rates
vom 12. Juli 2004 über die Verwaltungsorgane der eu-
ropäischen Satellitennavigationsprogramme (1) wurde eine
Gemeinschaftseinrichtung, die Aufsichtsbehörde für das
europäische GNSS, eingesetzt.

(2) Die genannte Verordnung sieht vor, dass die Aufsichts-
behörde unter anderem für alle Gesichtspunkte der Si-
cherheit des Satellitennavigationssystems zuständig ist;
hiervon unberührt bleiben jedoch diejenigen Gesichts-
punkte, die die Sicherheit der Europäischen Union und
ihrer Mitgliedstaaten betreffen.

(3) Sie sieht ferner vor, dass die Aufsichtsbehörde die Ge-
nehmigungsbehörde für den privaten Konzessionsinhaber
ist, der für den Systembetrieb und dessen Verwaltung
zuständig und nach Maßgabe des Konzessionsvertrags
mit der Aufsichtsbehörde zur Befolgung aller im Rahmen
dieser Gemeinsamen Aktion erfolgenden Weisungen des
Rates verpflichtet ist.

(4) In Fällen, in denen die Sicherheit der Europäischen Union
oder ihrer Mitgliedstaaten durch den Betrieb des Systems
berührt werden könnte, sollte der Rat über die notwen-
digen Maßnahmen beschließen.

(5) Der Generalsekretär des Rates und Hohe Vertreter für die
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik sollte für die
Zwecke dieser Gemeinsamen Aktion die Befugnis erhal-
ten, in dringenden Fällen die notwendigen Maßnahmen
zu ergreifen, und in der Lage sein, die ständige Überwa-
chung des Systembetriebs sicherzustellen —

HAT FOLGENDE GEMEINSAME AKTION ANGENOMMEN:

Artikel 1

Unbeschadet der Verordnung (EG) Nr. 1321/2004 legt diese
Gemeinsame Aktion die Zuständigkeiten fest, die vom Rat aus-
zuüben sind, wenn die Sicherheit der Europäischen Union oder
ihrer Mitgliedstaaten durch den Betrieb des europäischen Satelli-
tennavigationssystems (im Folgenden „das System“) berührt wer-
den könnte.

Artikel 2

(1) Wenn sich aus dem Betrieb oder der Verwendung des
Systems eine Bedrohung für die Sicherheit der Europäischen
Union oder eines ihrer Mitgliedstaaten ergibt oder wenn der
Betrieb des Systems insbesondere infolge einer internationalen
Krise gefährdet ist, beschließt der Rat einstimmig über die erfor-
derlichen Weisungen an die Aufsichtsbehörde für das europä-
ische GNSS und an den Konzessionsinhaber des Systems. Eine
Aussprache im Rat im Hinblick auf eine Einigung über solche
Weisungen kann von jedem Mitglied des Rates, vom Generals-
ekretär/Hohen Vertreter oder von der Kommission beantragt
werden.

(2) Der Rat lässt sich, sofern möglich, von der Aufsichtsbe-
hörde darüber beraten, welche größeren Auswirkungen auf das
Galileo-System sich aus den Weisungen, die er zu erteilen be-
absichtigt, ergeben könnten.

(3) Das Politische und Sicherheitspolitische Komitee legt dem
Rat gegebenenfalls eine Stellungnahme vor.

Artikel 3

(1) In Ausnahmefällen, wenn aus Gründen der Dringlichkeit
unverzügliche Maßnahmen erforderlich sind, ist der Generals-
ekretär/Hohe Vertreter befugt, die erforderlichen Weisungen
nach Artikel 2 Absatz 1 zu erteilen. Der Generalsekretär/Hohe
Vertreter setzt den Rat und die Kommission unverzüglich über
die gemäß diesem Artikel erteilten Weisungen in Kenntnis.
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(1) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.



(2) Der Rat kann erforderlichenfalls beschließen, die Weisun-
gen zu ändern.

Artikel 4

Der Rat überprüft und verfeinert erforderlichenfalls einstimmig
die in den Artikeln 2 und 3 dargelegten Regelungen und Ver-
fahren auf der Grundlage der Entwicklung des europäischen
Satellitennavigationssystems. Dabei nennt der Rat insbesondere
die Maßnahmen, die im Fall einer Bedrohung der Sicherheit der
Europäischen Union oder eines Mitgliedstaats zu treffen sind,
insbesondere bei Verlust, Missbrauch oder Funktionsbeeinträch-
tigung von PRS-Empfängern; er gibt auch an, wie er der Auf-
sichtsbehörde die erforderlichen Weisungen für alle Umstände
geben kann, die eine Auswirkung auf die Sicherheit der Europä-
ischen Union oder ihrer Mitgliedstaaten haben können.

Artikel 5

Diese Gemeinsame Aktion tritt am Tag ihrer Annahme in Kraft.

Artikel 6

Diese Gemeinsame Aktion wird im Amtsblatt der Europäischen
Union veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 12. Juli 2004.

Im Namen des Rates

Der Präsident

B. BOT
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